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DER INFLATION REDUCTION ACT:
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SACHVERSTANDIGENRAT

zur Begutachtung der

gesamtwirtschaftlichen Entwickiung

IST DIE NEUE US-INDUSTRIEPOLITIK
EINE GEFAHR FUR EUROPA?

Das Wichtigste in Kurze

Zentrales Instrument des US-amerikanischen Infla-
tion Reduction Act (IRA) ist ein Forderprogramm fir
Klimaprojekte, dessen Umfang offiziell auf 369 Mrd
US-Dollar geschatzt wird. Forderziele sind insheson-
dere die Dekarbonisierung der Energieerzeugung
und -nutzung. Mindestens 70 % des Programms fur
Klimaprojekte sollen private Investitionen in emissi-
onsarme Technologien subventionieren. Die Unter-
nehmen erhalten besonders hohe Subventionen,
wenn ein grofRer Anteil der verwendeten Rohstoffe
und Vorprodukte aus den USA stammt - oder aus
Staaten, mit denen die USA Freihandelsabkommen
haben. Das IRA-Férdervolumen fur grine Technolo-
gien entspricht ungefahr dem Umfang des Green
Deal Industrial Plan der Europaischen Union (EU).

Der gréf3te Einzelposten des IRA sind die Subventio-
nen flr emissionsarme und nachhaltige Elektrizi-
tatserzeugung. Hierfir sind 43,6 % des geplanten
Fordervolumens als Steuergutschriften vorgese-
hen. Studien schatzen, dass der IRA die Preise fur
Strom in den USA um circa 1 ct je kWh senken wird.
Der Ausbau erneuerbarer Energien sowie die Batte-
rie- und Wasserstoffforderung des IRA durften die
Nachfrage nach kritischen Rohstoffen steigern.

Die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen des IRA
flr Europa schatzt der Sachverstandigenrat Wirt-
schaft insgesamt als eher gering ein. Flr einzelne
Industriezweige kdnnten die Subventionen des IRA
zwar die Standortattraktivitdt der USA erhdhen.

Veronika Grimm, Ulrike Malmendier,

Monika Schnitzer, Achim Truger, Martin Werding *)

Dringende Handlungsbedarfe ergeben sich jedoch
schon aufgrund bestehender Energiepreisunter-
schiede, die sich deutlich starker auf die relative
Standortattraktivitat der EU auswirken als der IRA.

Handlungsoptionen

Reaktionen der EU-Mitgliedstaaten untereinan-
der abstimmen. Subventionswettlauf mit den
USA und innerhalb der EU vermeiden.

EU-Forderprogramme anpassen: Burokratische
Hirden abbauen, Antragstellung vereinfachen,
Forderung an Emissionsreduktion ausrichten.

Energieangebot und -infrastruktur zlgig aus-
bauen, Anreize zur Angebots- und Nachfragefle-
xibilisierung erhdhen und europaische Koordina-
tion beim Infrastrukturausbau starken, um Ener-
giepreise zu reduzieren.

Verhandlungen Uber ein Freihandelsabkommen
mit den USA zlgig vorantreiben und bereits ver-
handelte Abkommen (zum Beispiel Mercosur) ra-
tifizieren.

Versorgung mit kritischen Rohstoffen sichern
und diversifizieren: Abkommen mit rohstoffpro-
duzierenden Staaten schlieflen, heimische For-
derung und Recycling starken und internatio-
nale Kooperationen ausbauen.

*) Die Autoren danken Niklas Garnadt, Thilo Kroeger und Christian Ochsner fur deren hilf-
reiche Unterstutzung und Kommentare bei der Erstellung dieses Policy Briefs.
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Am 16. August 2022 wurde in den USA der ,Infla-
tion Reduction Act” (IRA) mit Wirksamkeit zum 1. Ja-
nuar 2023 beschlossen.t Als zentrales industriepo-
litisches Instrument enthalt der IRA ein Forderpro-
gramm flUr Klimaprojekte, dessen Umfang fir den
Zeitraum von 2023 bis 2032 auf 369 Mrd US-Dol-
lar, teilweise sogar noch deutlich grofRer geschatzt
wird. Forderziele sind insbesondere die Dekarboni-
sierung der Energieerzeugung und -nutzung. Damit
beschleunigt der IRA die Klima-Zielerreichung der
USA aller Voraussicht nach erheblich.

Mindestens 70 % des Forderprogramms fur Klima-
projekte sind zur Férderung privater Investitionen in
emissionsarme Technologien vorgesehen. Der IRA
schreibt keine konkreten Aufbau- oder Emissionsre-
duktionsziele fur einzelne Sektoren oder Technolo-
gien vor. Stattdessen werden vorwiegend Anreize
zum Umstieg auf emissionsarme Verfahren gesetzt,
vor allem durch Steuergutschriften fur Investitionen
in und die Produktion mit Gberwiegend emissions-
armen Technologien. So sind 43,6 % des geplanten
Fordervolumens fur Steuergutschriften im Bereich
der nachhaltigen Energieerzeugung vorgesehen.
Viele dieser Steuergutschriften fallen dann beson-
ders hoch aus, wenn ein grofRer Anteil der verwen-
deten Rohstoffe und Vorprodukte aus den USA oder
aus Staaten stammt, mit denen die USA Freihan-
delsabkommen haben.?

In der Europaischen Union (EU) wird der IRA wegen
moglicher Wettbewerbsverzerrungen und insbeson-
dere der Auflagen zur US-Produktion (Domestic-
Content-Regeln) kritisch gesehen. Es gibt Beflrch-
tungen, dass europaische Fertigung, Investitionen
und Forschung im Bereich von Schlusseltechnolo-
gien in die USA abwandern konnten (von der Leyen,
2022). Die steigende Nachfrage nach emissionsar-
men Technologien kdnnte zudem kurzfristig die
Kosten fur die Umsetzung der EU-Klimaziele erho-
hen. Im Zeitverlauf durften jedoch die Kosten durch
den schnelleren Ausbau der Produktionsmengen in
den USA aufgrund von Lern- und Skaleneffekten fal-
len (Kleimann et al., 2023).

Nach Einschatzung des Sachverstandigenrates
durfte der IRA selbst nur geringe gesamtwirtschaft-
liche Auswirkungen in Europa haben. Fur einzelne,
zur Erreichung der Klimaziele relevante, Industrie-
zweige konnten die Produktions- und Investitions-
zuschusse des IRA den Anreiz verstarken, in den
USA statt in der EU zu investieren. Es ist allerdings
zu erwarten, dass sich die ohnehin bestehenden
deutlichen Energiepreisunterschiede im Vergleich
dazu starker auswirken. Hierdurch koénnten ein-
zelne Wirtschaftszweige ihre derzeitige Wettbe-
werbsfahigkeit verlieren. Eine Ausweitung des Sub-
ventionsvolumens flr emissionsarme Technologien
in der EU als Reaktion auf den IRA kénnte zu einem
Subventionswettlauf fihren, der fur die EU und far
die USA mit einem Wohlfahrtsverlust verbunden
ware. Dies sollte vermieden werden. Das Volumen
der Férderung emissionsarmer Technologien ist in
der EU ohnehin bereits auf dem Niveau des IRA. Al-
lerdings kdnnten die EU-Forderprogramme fir Un-
ternehmen besser planbar und unbulrokratischer
ausgestaltet sowie die Genehmigungsverfahren be-
schleunigt werden. Fordermittel konnten zudem
starker an der Emissionsreduktion durch die gefor-
derten Aktivitaten ausgerichtet werden. Dazu sind
Fortschritte bei der Zertifizierung emissionsarmer
Prozesse und Produkte notwendig, sinnvollerweise
ausgerichtet auf den CO2-FuRBabdruck. Angesichts
der bestehenden Energiepreisunterschiede sollten
Anstrengungen unternommen werden, um die Ener-
giepreise in der EU zu reduzieren. Um dies zu errei-
chen, sollte das Energieangebot ausgeweitet und
die Energieinfrastruktur ausgebaut werden. Um die
Rohstoffversorgung fur die grine Transformation,
nicht zuletzt angesichts der steigenden globalen
Nachfrage aufgrund des IRA, sicherzustellen, soll-
ten Fortschritte bei Abkommen zur Rohstoffversor-
gung mit rohstoffproduzierenden Staaten erzielt
werden. DarUber hinaus sollte die EU die Ratifizie-
rung von bereits ausverhandelten Handelsabkom-
men anstreben und ruhende Verhandlungen zu
Handelsabkommen, etwa mit den USA, wiederauf-
nehmen.

1 Der IRA besteht aus drei Saulen, von denen nur eine in diesem Policy Brief behandelt wird. Neben dem hier betrachteten Energie- und
Klimaprogramm sieht der IRA eine Reform der Gesundheitsversorgung vor, die Medikamentenpreise reduzieren und den Affordable Care
Act erweitern soll. Die Ausgaben und Steuererleichterungen sollen in der dritten Sdule durch eine Reform und Anhebung der Unterneh-
mensgewinnsteuer auf mindestens 15 % und verbesserte Steuerdurchsetzung gegenfinanziert werden. Insgesamt soll der IRA das Defizit
im Staatshaushalt um Gber 300 Mrd US-Dollar verringern (The White House, 2022).

2 Bei gebrauchten Elektrofahrzeugen und Commercial Vehicles, darunter fallen auch Leasing-Fahrzeuge, gelten beispielsweise keine Dome-
stic-Content-Regeln fiir die Subventionsberechtigung (IRA Section 13402).
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Energiesubventionen wirken uber
niedrigere Produktionskosten in die
Realwirtschaft

Der IRA subventioniert die Sektoren Energie, Verar-
beitendes Gewerbe und Mobilitdt nach offiziellen
Schatzungen des US-Congressional Budget Office
(CBO) direkt, Gber Darlehen, Transfers und Kredit-
blUrgschaften, mit etwa 75 Mrd US-Dollar (Leggett
und Ramseur, 2022). Dieser Betrag lasst sich in
neue Forderprogramme (etwa 53 Mrd US-Dollar)
und die Modifizierung oder Erweiterung bereits be-
stehender Programme (etwa 22 Mrd US-Dollar) un-
terteilen. v aBBILDUNG 1 Der Uberwiegende Anteil des
IRA-Budgets ist jedoch fur die steuerliche Férderung
transformativer Investitionen, emissionsarmer GU-
ter- und Energieproduktion und des Konsums nach-
haltiger Produkte vorgesehen.3 Das Gesamtvolu-

N ABBILDUNG 1

men der steuerlichen Férderung ist grundsatzlich
nicht gedeckelt. Bei starkerer Inanspruchnahme
der steuerlichen Foérderung betragt das geschatzte
Volumen des Forderprogramms fur Klimaprojekte
das Doppelte (Credit Suisse, 2022) bis Dreifache
(Bistline et al., 2023) der offiziellen Schatzung des
CBO von 369 Mrd US-Dollar.

Als Antwort auf den IRA hat die Europaische
Kommission am 1. Februar 2023 den Green Deal
Industrial Plan vorgestellt. Der Umfang des Green
Deal Industrial Plans ist mit insgesamt rund
510 Mrd Euro (rund 560 Mrd US-Dollar) dem des
IRA-Programms je nach Schatzung der Ausgaben
fur die Steuergutschriften des IRA annahernd ver-
gleichbar. Jener umfasst umgeschichtete Forder-
mittel aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat des
NextGenerationEU Fonds sowie aus dem Fonds

Vergleich der Férdersummen fir Klimaprojekte im IRA und in ausgewahlten EU-Programmen
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Zusatzliche Steuergutschriften nach Credit Suisse-Schéatzung: Energie

Verarbeitendes Gewerbe

1 - Inkl. REACT-EU, Just Transition Fund & InvestEU. Mindestens 25 % des REACT-EU und 30 % des InvestEU sollen zu
den EU-Klimazielen beitragen. 2 - Um den IRA und die ARF hinsichtlich ihrer Klimasubventionen vergleichbar zu machen,
wurden die Anteile der Politikbereiche an den gesamten Klimaausgaben in den nationalen Planen mit der Gesamtsumme
verrechnet und ebenfalls in die Sektoren Energie, Verarbeitendes Gewerbe und Mobilitat gegliedert.

Quellen: Congressional Budgetary Office (CBO), Congressional Research Service, Credit Suisse, Europaische Kommission, EZB, The White

House, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 23-074-02

3 Neben den Domestic-Content-Anforderungen sind fiir die héchsten Férdersétze des IRA oft weitere Anforderungen zu erfiillen. So wird der
Basisfordersatz bei CO2-neutraler Energiegewinnung um das Funffache angehoben, wenn vorherrschende Lohnniveaus und Ausbildungs-

platzstandards erflllt werden (The White House, 2022).
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REPowerEU (Holzhausen, 2023). Der Aufbauplan
NextGenerationEU wurde von der EU im Jahr 2020
beschlossen, um die Auswirkungen der Corona-
Pandemie abzumildern. Kernstuck ist die im Febru-
ar 2021 in Kraft getretene Aufbau- und Resilienz-
fazilitat (ARF) in Hohe von 724 Mrd Euro von der
bislang 504 Mrd Euro beantragt wurden. Nach
Schatzungen der Europadischen Kommission
(2023a) belauft sich der Anteil der Klimaausgaben
bis 2026 auf etwa 40 % des Gesamtvolumens.
Unter der Annahme, dass 40 % der beantragten
Mittel fur Klimaausgaben verwendet werden, flie-
3en bislang circa 200 Mrd Euro dieser Verwendung
zu. Weiterhin wurden im Rahmen von Next-
GenerationEU bestehende Programme, die zum
Umbau hin zu einer grinen Wirtschaft beitragen
sollen, aufgestockt. Aus der ARF blieben bislang
Darlehen von etwa 220 Mrd Euro ungenutzt. Diese
wurden in den EU-Fonds REPowerEU umge-
schichtet. Dieses insgesamt 310 Mrd Euro schwere
Subventionsprogramm soll das europaische Ener-
giesystem bis 2030 nachhaltiger und unabhangiger
machen. Zu den Mitteln des Green Deal Industrial
Plan kommen noch rund 40 Mrd US-Dollar bereits
abgerufene Mittel der ARF hinzu. N ABBILDUNG 1

Zwischen dem IRA und den EU-Férderinstrumenten
bestehen in Ausgestaltung und Wirkungsweise
wichtige Unterschiede. Der IRA fordert vor allem in-
vestitions- und produktionsorientiert mit Steuergut-
schriften. Dabei steigt die Subventionssumme pro-
portional mit dem Investitions- oder Produktionsvo-
lumen. Bei Produktionsausweitungen werden also
gleichbleibende zusatzliche Subventionen geleis-
tet. Grundséatzlich sind alle Vorhaben forderfahig,
die bestimmte, im Voraus bekannte Kriterien erful-
len.4 Die Vorhaben stehen nicht miteinander im
Wettbewerb um ein fixes Gesamtvolumen an Sub-
ventionen. Zudem senken die Steuergutschriften
des IRA die Kosten der Unternehmen flr eine ver-
lassliche Zeitspanne (2023 bis 2032 und zum Teil
daruber hinaus).5 Da die Gesamtfordersumme pro
Unternehmen in der Regel nicht begrenzt ist, beste-

hen Anreize zur Ausweitung der Produktionskapazi-
taten (Investitionsforderung) und des Produktions-
volumens (Produktionsforderung). Die induzierte
Kostensenkung verbessert somit die angebotsseiti-
gen Rahmenbedingungen der betroffenen Sekto-
ren, die Uber geringere Kosten direkt auf die real-
wirtschaftliche Aktivitdt in den subventionierten
Sektoren sowie in vor- und nachgelagerten Sekto-
ren wirken. Wenn die Produktionsausweitung mit
Lerneffekten einhergeht, durften Skalenertrage der
Unternehmen weiter steigen. Es dlrfte bei der Inan-
spruchnahme der Subventionen aber auch zu Mit-
nahmeeffekten durch Unternehmen, die die Sub-
ventionen nicht bendtigen, kommen, beispielswei-
se aufgrund von Kostendegressionen infolge von
Lerneffekten.

Wahrend der Férderansatz des IRA die Planungssi-
cherheit der Unternehmen in den Vordergrund
stellt, ist der Férderansatz der EU mit einer hbheren
Planungssicherheit und Kontrolimoglichkeit far den
Staat verbunden. Denn anders als beim IRA mus-
sen deutsche und EU-FOrdermittel oft aufwendig
beantragt werden. Uber ihre Bewilligung, Forder-
hohe, -zweck und -dauer wird im Einzelfall entschie-
den. Das Gesamtvolumen direkter Produktionssub-
ventionen ist in der EU oft gedeckelt. Damit entsteht
ein Wettbewerb mit dem Ziel, dass die wettbe-
werbsfahigsten Unternehmen die Subventionen er-
halten. Solch eine wettbewerbliche Vergabe erfolgt
beispielsweise bei den wichtigen Vorhaben von ge-
meinsamem europaischem Interesse (Important
Projects of Common European Interest, IPCEI). An-
gesichts der komplexen Antragsverfahren ist aber
unsicher, wie effizient solche Verfahren die Mittel
zuteilen. Zudem werden grofRe Teile der Férdermit-
tel in EU und Deutschland, auch bedingt durch die
Regularien des EU-Binnenmarkts, nicht investiti-
ons- oder produktionsorientiert, sondern beispiels-
weise als FuE-Subvention vergeben, die sich erst
mittelbar in effizienteren Produktionsprozessen
oder neuen Produkten niederschlagen.®

4 Beispielsweise hangt die Férderung pro Kilogramm Wasserstoff vom CO2-Abdruck ab. Der Grundférdersatz betrdgt 0,60 US-Dollar pro Ki-
logramm Wasserstoff multipliziert mit dem anzuwendenden Prozentsatz zwischen 20 % und 100 % abhangig vom CO2-Ausstofl im Produk-
tionsprozess. Der Grundférdersatz kann erhéht werden, wenn weitere Kriterien erfullt werden (vgl. unten; IRA Section 13204).

5 Zum Beispiel werden die Produktionsmengen von Wasserstoff aller berechtigter Produktionsanlagen, die vor dem 1.1.2033 in Betrieb
gehen, ab Betriebsbeginn flr zehn Jahre geférdert (IRA Section 13204). Bei erneuerbaren Energien gelten die Férderungen flir zehn Jahre
ab Betriebsbeginn, wenn der Baubeginn fur das Kraftwerk vor dem 1.1.2025 liegt (IRA Section 13101).

6 So fordern alle bisherigen IPCEls mit einer Gesamtsumme von 31,7 Mrd Euro FuE-Projekte. Nur eines, Hy2Use, férdert auch den Aufbau
von Wasserstoffinfrastruktur. Hingegen wird mit dem Innovation Fund, in den Einnahmen aus den CO>-Zertifikatvergaben flieRen, auch der
Aufbau von Produktionsstéatten subventioniert (Europaische Kommission, 2023b, 2023c).
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Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen
durch US-Energiekostensenkungen
durften gering ausfallen

Der grofite Einzelposten der IRA-Férderung sind laut
CBO (2022) mit etwa 30 % des Gesamtvolumens
Subventionen flr emissionsarme Elektrizitatserzeu-
gung. Verschiedene Abschatzungen legen nahe,
dass der IRA die Elektrizitatspreise in den USA in
den kommenden zehn Jahren voraussichtlich um
bis zu 1 ct pro kWh senken dirfte (Roy et al., 2022;
Bistline et al., 2023; EIA, 2023). Da Energiepreise
Produktions- und Investitionsentscheidungen von
Unternehmen beeinflussen (Bae, 2009) durften
diese Energiekosteneinsparungen zum einen die
Standortwahl multinationaler Unternehmen und so-
mit ausldndische Direktinvestitionen (Bartekova
und Ziesemer, 2019) zugunsten der USA beeinflus-
sen. Zum anderen durfte die Wettbewerbsfahigkeit
von bereits in den USA ansassigen Unternehmen
verbessert werden.

Im Vergleich zu den ohne den IRA erwarteten sowie
den historischen Energiekostenunterschieden zwi-
schen der EU und den USA ist die durch den IRA be-
wirkte Energiekostensenkung jedoch gering. Die
borslichen Strompreise der EU Uberstiegen die der
USA in den vergangenen Jahren deutlich. Zwischen
2010 und 2019 lag der borsliche Strompreis in

N ABBILDUNG 2

Deutschland um etwa 1,2 ct pro kWh Uber dem
Strompreis in den USA. Die Differenz stieg seit Mitte
des Jahres 2021 drastisch an und erreichte ihr bis-
heriges Maximum zu Beginn des vierten Quartals
2022. Uber die letzten 100 Handelstage vor dem
5. Mai 2023 lag die Differenz durchschnittlich bei
9ct pro kWh, dem etwa zweieinhalbfachen des
Strompreises in den USA. Fir eine Abschatzung der
zukunftigen Entwicklungen kénnen Markterwartun-
gen in Form von Terminpreisen herangezogen wer-
den (JG 2022 Ziffer 302). Die Differenz der Strom-
terminpreise fur die USA und Deutschland wird bis
zum Jahr 2030 voraussichtlich im Durchschnitt bei
etwa 6,6 ct pro kWh liegen. Die Strompreissenkung
durch den IRA wirde demnach 15 % der durch-
schnittlichen Strompreisdifferenz ausmachen. ~ aAg-
BILDUNG 2

Ein Energiepreisdifferenzial zwischen zwei Landern
von 10 % ware mit 0,2 % hdheren Importen, aus
dem Land mit niedrigen Energiepreisen in das Land
mit hoheren Energiepreisen, verbunden (Sato und
Dechezleprétre, 2015). Ein Anstieg des Strompreis-
unterschieds zwischen den USA und der EU um
knapp 15 % kénnte demzufolge mit einem Anstieg
der Importe aus den USA um weniger als 0,3 % ein-
hergehen, da der Stromanteil des durchschnittli-
chen Energiemixes deutlich unter 100 % liegt (in

Erwartete Strompreisunterschiede zwischen den USA und Deutschland?

€/kWh (gleitender 3-Monatsdurchschnitt)2
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22 September bis 4. Oktober 2022)
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Deutschland: — EEX Phelix Basispreise == Terminpreise (5. Juni 2023)

USA: PJM Basispreise

Terminpreise (21. April 2023)

Kontrafaktische Terminpreise3

1 - Die Abbildung zeigt den Verlauf der bérslichen Strompreise flr die USA und Deutschland zwischen 2010 und Juni
2023 sowie die durch Terminpreise verschiedener Handelstage ausgedrickten erwarteten zukinftigen Strompreise.
Zusatzlich zeigt die Abbildung die kontrafaktisch erwarteten Strompreise fur die USA ohne Berlcksichtigung des IRA
(Inflation Reduction Act). Dazu wurde die von Roy et al. (2022) projizierte Differenz der Strompreise in den USA den
Terminpreisen aufgeschlagen. 2 - Fur die USA Preise in US-Dollar/kWh umgerechnet in Euro/kWh. Fur die Um-
rechnung der Terminpreise wird der letzte verflgbare Tageskurs verwendet. 3 - Projektion von Roy et al. (2022),

ohne Berucksichtigung des IRA.

Quellen: EEX, EZB, PJM, Refinitiv Datastream, Roy et al. (2022), eigene Berechnungen

© Sachverstandigenrat | 23-137-02
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Deutschland beispielsweise zwischen 35 % und
65 % (JG 2022 Ziffer 316)). Davon durften insbe-
sondere energieintensive Guter betroffen sein. Ei-
nen ahnlich geringen Effekt finden Wolverton et al.
(2022). Diese Studie zeigt, dass die Produktion der
US-Industrie um 0,8 % sinkt, wenn der Strompreis
um 10 % ansteigt.

Auch in der Vergangenheit ist es zu starken Veran-
derungen des Energiekostenunterschieds zwischen
den USA und anderen Ladndern gekommen. So hat
die umfassende Ausweitung der Schiefergasforde-
rung in den USA dazu geflhrt, dass der Erdgaspreis
(TTF) in Europa zwischen 2006 und 2015 um knapp
140 % Uber dem Erdgaspreis (Henry Hub) in den
USA lag, wahrend er zwischen 1995 und 2005
knapp 4 % darunter lag (IWF, 2023). Die Auswirkun-
gen der Ausweitung der Schiefergasforderung kon-
nen daher Anhaltspunkte liefern, um die 6konomi-
schen Konsequenzen einer IRA-bedingten Strom-
preissenkung in den USA abzuschatzen. So zeigt
Melick (2014), dass Produktion und Beschaftigung
des Verarbeitenden Gewerbes in den USA trotz der
Preisvorteile durch die Schiefergasférderung im
Vergleich zu Europa um lediglich 2 bis 3 % gestie-
gen sind. Der IRA entspricht je nach Schatzung zwi-
schen einem Viertel bis zu zwei Dritteln der akku-
mulierten Kostenersparnis durch die Ausweitung
der Schiefergasforderung, die im Zeitraum von
2008 bis 2017 etwa 1 400 Mrd US-Dollar betrug.
Vor diesem Hintergrund durfte die Energiekosten-
senkung durch den IRA eher geringe Auswirkungen
auf die US-Produktion und auf Produktionsverlage-
rungen in die USA haben. Dagegen konnten die be-
reits bestehenden Strompreisunterschiede zwi-
schen den USA und Deutschland grofRere Auswir-
kungen haben.

Nicht zuletzt betragt der Anteil der Energiekosten
am Umsatz von Unternehmen des Verarbeitenden
Gewerbes in Deutschland im Durchschnitt lediglich
2,3 % (Datenstand 2016 bis 2018). Dabei beste-
hen jedoch erhebliche Unterschiede zwischen Un-
ternehmen und Wirtschaftszweigen. Fur das Me-
dian-Unternehmen liegt der Anteil der Energiekos-
ten am Umsatz lediglich bei 1,6 %, fur viele Unter-
nehmen sogar unter 1 % (JG 2022 Ziffern 318 ff.).
Nur eine kleine Anzahl sehr energieintensiver Unter-
nehmen dirfte allein durch die IRA-bedingte Reduk-
tion der Strompreise in den USA ihre Investitions-
entscheidungen revidieren. Gleichzeitig gibt es Hin-
weise darauf, dass sich Unternehmen gut an

veranderte Strompreise anpassen konnen, indem
sie den Energieverbrauch senken, ohne dass sich
die Arbeitsnachfrage oder ihre Wettbewerbsposi-
tion andern (von Graevenitz und Rottner, 2022; von
Graevenitz et al., 2023).

Einzelne Industriezweige kdnnten vom
IRA starker betroffen sein

Neben der Senkung der relativen Energiepreise in
den USA werden die direkte Produktionsforderung
fur emissionsarme Technologien sowie Kaufpra-
mien fUr emissionsarme Produkte Auswirkungen
auf globale Wertschopfungsketten und einzelne In-
dustriezweige europaischer Volkswirtschaften ha-
ben. So geht vom IRA ein Nachfrageimpuls fir euro-
paische Hochtechnologie in der Erzeugung emissi-
onsarmer Energietrager aus. Zum Beispiel sind
deutsche Hersteller bei der Herstellung von effizien-
ten Elektrolyseuren technologisch fuhrend (OECD,
2023), eine Technologie, die in den USA fir die
durch den IRA geférderte Herstellung grinen Was-
serstoffs verstarkt nachgefragt werden wird (NWR,
2022).

Bei der Wasserstoffindustrie handelt es sich um
eine sogenannte Infant Industry, bei der erhebliche
Unsicherheit Uber zukunftige Marktstrukturen und
internationale Wettbewerbspositionen besteht. Mo-
mentan befinden sich sowohl die wasserstoffprodu-
zierende als auch die -nutzende Industrie in einer
frGhen Entwicklungsphase. In den USA durfte der
IRA zu Lerneffekten und Effizienzgewinnen entlang
der gesamten Wertschopfungskette fihren. Ob die-
se Lerneffekte allerdings langfristig zu substanziel-
len Wettbewerbsvorteilen der USA gegenlber Eu-
ropa fuhren werden, ist schwer abzuschatzen.
Schlieflich kdnnte es auch in Europa nach der An-
passung der globalen Wertschépfungsketten zu ge-
wissen Spillover-Effekten kommen. Unklar ist da-
bei, wie schnell es zu internationalen Wissenstrans-
fers der potenziellen Lerneffekte kommt. So wur-
den bei verschiedenen Generationen von Halblei-
tern unterschiedliche Grade von Lerneffekten sowie
Wissenstransfers, sowohl innerhalb von Unterneh-
men als auch international zu anderen Unterneh-
men, festgestellt (Irwin und Klenow, 1994; Gruber,
1998).

Die Steuergutschriften fur die Wasserstoffherstel-
lung in den USA betragen bis zu 3 US-Dollar pro kg
produziertem Wasserstoff mit einer zehnjahrigen
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Laufzeit oder alternativ einmalig bis zu 30 % der In-
vestitionskosten (The White House, 2023)7. Schat-
zungen zufolge verringern die Produktionsforderun-
gen die Herstellungskosten von grinem Wasser-
stoff in den USA kurzfristig von Uber 4 auf 0,9 bis
1,2 US-Dollar pro kg, verglichen mit etwa 4 Euro
(4,4 US-Dollar) in Europa (NWR, 2022). Mit diesem
Kostenvorteil liegt der Preis fur grinen Wasserstoff
in den USA in etwa gleichauf mit dem Preis fur kon-
ventionellen fossilen Wasserstoff. Angesichts der
derzeit noch hohen Transportkosten und der zu er-
wartenden Nachfrage nach grinem Wasserstoff in
den USA ist es jedoch relativ unwahrscheinlich,
dass in den kommenden Jahren grofRe Mengen an
subventioniertem griinen Wasserstoff aus den USA
nach Europa importiert werden.8

Niedrige Kosten flr griinen Wasserstoff werden
wahrscheinlich die Einfuhrung von emissionsarmen
Produktionstechnologien in den USA beschleuni-
gen, zum Beispiel in der Stahl- oder Ammoniakpro-
duktion. Die emissionsarme Produktion in diesen
Industrien wird kostengunstiger sein als in Europa,
was zu einer Importsubstitution fihren konnte. Die-
ser Effekt wird in Branchen, in denen griner Was-
serstoff einen groeren Anteil an den Gesamtkos-
ten ausmacht, wie zum Beispiel in der Ammoniak-
produktion, von grofRerer Bedeutung sein (Egerer et
al., 2023b). In der Stahlproduktion, wo die Kapital-
kosten fur die Anlagen zur Herstellung von Eisen
durch Direktreduktion und von Stahl durch Elektro-
lichtbogendfen einen groflen Anteil an den Gesamt-
kosten ausmachen (Egerer et al., 2023a), kdnnte
die Importsubstitution weniger relevant sein.

Die betrachtliche Subventionierung von grinem
Wasserstoff dirfte ein Anreiz sein, in den USA grof3e
Kapazitaten fur seine Herstellung aufzubauen.
Dementsprechend wird erwartet, dass die Nach-
frage nach Elektrolyseuren zur Herstellung von gri-
nem Wasserstoff in den USA steigen wird. Der Na-
tionale Wasserstoffrat erwartete im Dezember
2022 bei einem unterstellten Anteil von zwei Drit-
teln grinen Wasserstoffs am Wasserstoffbedarf der
USA eine dort erforderliche Elektrolyseleistung im

Jahr 2030 von etwa 78 GW zur Herstellung grinen
Wasserstoffs (NWR, 2022). Dem stehen nur etwas
mehr als 10 GW-Kapazitat gegenuber, die Schat-
zungen zufolge bis 2030 in den USA ohne den IRA
aufgebaut worden waren (IEA, 2022b). Im Vergleich
dazu sind in Europa bis zum Jahr 2030 bislang Pro-
jekte mit einer Kapazitat von 40 GW geplant und
die Ziele der EU sehen einen Ausbau auf insgesamt
95 GW bis zum Jahr 2030 vor. Die Nachfrage in der
EU durfte dementsprechend ahnlich grof3 sein wie
die Nachfrage in den USA.

Die erhdhte Nachfrage nach Elektrolyseuren durfte
allerdings nicht zu Versorgungsengpassen in Eu-
ropa fuhren. Nach Berechnungen der IEA aus dem
dritten Quartal 2022 betragt die weltweite Lieferka-
pazitdt von Elektrolyseuren im Jahr 2023 rund
21,5 GW. Sie dirfte in den kommenden Jahren je-
doch stark wachsen. Die Gesamtproduktionskapa-
zitat bis zum Jahr 2030 durfte 374,1 GW betragen
(IEA, 2022b). Dementsprechend wilrde etwa ein
Flnftel der zwischen 2023 und 2030 erwarteten
Elektrolyseur-Produktion bendtigt werden, um die
geschatzte Nachfrage in den USA zu decken. Aller-
dings wurde vor dem IRA eine Uberkapazitat der
Elektrolyseur-Produktion im Vergleich zu den ange-
kandigten grinen Wasserstoffprojekten von mehr
als 100 GW bis 2030 erwartet (IEA, 2022b). Die zu-
séatzliche Nachfrage aus den USA ist geringer als
diese Uberkapazitat. Darliber hinaus wird erwartet,
dass die erhdhte Nachfrage aufgrund der IRA-Sub-
ventionen den Preis flr Elektrolyseure in die Hoéhe
treibt und dadurch wiederum das Angebot an Elek-
trolyseuren erhoht. Durch diese Marktmechanis-
men durften die oben genannten Schatzungen des
Elektrolyseurangebots eine Untergrenze fur die in
diesem Zeitraum produzierte Menge darstellen. Ob
es aber tatsachlich zu einer Ausweitung der Elek-
trolyseur-Produktion kommt, hdngt mafigeblich von
der Verfugbarkeit kritischer Materialien wie Iridium
ab (IEA, 2022a).

7 Die Férderung differenziert nach den CO2-Emissionen der Wasserstoff-Produktion (iber den gesamten Lebenszyklus und betragt unter der
Annahme, dass die Anforderungen an Arbeitsstandards und Ausbildungsplatze erflllt werden, 60 ct pro kg fir Wasserstoff mit einem CO»-
Fuabdruck zwischen 4 und 2,5 kg CO2 pro kg Wasserstoff, 75 ct pro kg bei einem CO2-Fuabdruck zwischen 2,5 und 1,5 kg, 1 US-Dollar
bei einem CO2-FuBabdruck zwischen 1,5 und 0,45 kg und 3 US-Dollar bei einem CO2-Fufabdruck von weniger als 0,45 kg (Internal Revenue
Code Title 26 Section 45V). Eine analoge Abstufung wird bei den Investitionskostenzuschlissen vorgenommen.

8 Die Transportkosten von Wasserstoff von den USA (Texas) nach Europa (Portugal) betragen aktuell 2,1 bis 2,7 US-Dollar pro kg (IEA,
2022a). Dabei wird die kiirzeste Distanz angenommen (Luftlinie 7 500 km).
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Die Herkunftslander von Elektrolyseuren mit den
grofiten Marktanteilen im Jahr 2022 waren China
und Europa mit 55 % beziehungsweise 30 %, wah-
rend auf Nordamerika knapp 12 % entfielen (IEA,
2022b). Fiur deutsche Hersteller wie ThyssenKrupp
und Siemens Energy bewirkt die Ausweitung der
Nachfrage in den USA eine Vergroferung des Ex-
portpotenzials. Die USA sind bereits ein bedeuten-
der Absatzmarkt deutscher Exporte. ~ aBBiLDUNG 3 Da
die Investitionsforderung fur Wasserstoffprodukti-
onsstatten den Domestic-Content-Bestimmungen
des IRA unterliegt, kdbnnen Anreize fur deutsche
Hersteller entstehen, Elektrolyseure in den USA zu
produzieren.® Dies durfte zusammen mit der wach-
senden Nachfrage und somit steigender Markt-
grofle dazu flhren, dass Produktionskapazitaten
fUr Elektrolyseure in den USA aufgebaut werden. Al-
lerdings ist nicht mit starken negativen Effekten auf
den Ausbau der Elektrolyseurproduktion in Europa
zu rechnen, da der hiesige Markt ebenfalls be-
trachtlich ist und europaische Unternehmen in die-
sem Bereich fihrend sind.

Auch bei anderen Industrien konnte es mittelfristig
zu einer Verlagerung von Investitionsaktivitaten in

N ABBILDUNG 3

die USA kommen. Die USA sind schon aufgrund des
grofRen Absatzmarkts ein attraktiver Produktions-
standort. Durch eine Senkung der Kosten und eine
Erhohung der Nachfrage steigert der IRA die Attrak-
tivitat des Produktionsstandortes USA fir auslandi-
sche Unternehmen weiter. So fahrt Tesla seine
Plane fir den Ausbau der Batterieproduktion in
Deutschland zurlck, und auch der Batterieherstel-
ler Northvolt aus Schweden hat den Bau einer Fa-
brik in Deutschland vorerst gestoppt (Greive et al.,
2023). Gleichzeitig plant Volkswagen, bereits be-
stehende Produktionskapazitaten, insbesondere
zur Batterieproduktion, in den USA auszubauen
(Volkswagen Group, 2023). ~ kasTEN 1 Auch in der
Stromerzeugung, der Luftfahrt und in der Metallver-
arbeitung kdnnten Investitionen in Europa potenzi-
ell ausbleiben (Aurubis, 2022; White et al., 2022).
Allerdings ist unklar, inwieweit es sich hierbei um
Mitnahmeeffekte bei schon getroffenen Investiti-
onsentscheidungen handelt, die auch ohne die
Subventionen des IRA getéatigt worden waren. Un-
ternehmen, die Uber begrenzte Investitionsmittel
verfugen, kénnten infolge hoherer Investitionen in
den USA ihre Investitionstatigkeit in Europa redu-

Anteil von Maschinen fiir Galvanotechnik, Elektrolyse und -phorese! an den deutschen Exporten

von Elektrotechnik?

2018
2019
2020
2021

2022
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Anteil an den deutschen Exporten von Elektromaschinen und -anlagen in %

W Exportanteil weltweit

Exportanteil in die USA

1 - Gemaf Harmonisierten System (HS). Maschinen, Apparate und Gerate fir die Galvanotechnik, Elektrolyse oder
Elektrophorese. 2 - Elektrische Maschinen, Apparate, Gerate und andere elektrotechnische Waren, Teile davon;
Tonaufnahme- oder Tonwiedergabegerate, Bild- und Tonaufzeichnungs- oder -wiedergabegerate, flr das Fernsehen, Teile

und Zubehor fir diese Gerate.

Quellen: International Trade Centre, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 23-113-01

9 Die Investitionskostenférderung fiir griine Energiegewinnung steigt um bis zu 10 Prozentpunkte von 30 % auf 40 %, wenn Domestic-Con-
tent-Bestimmungen bei den im Kraftwerk verwendeten Materialien wie Stahl aber auch verarbeiteten Inputs wie den Elektrolyseuren erfullt
werden (IRA Section 13102). Fur verarbeitete Produkte wie Elektrolyseure betragt der erforderliche Domestic Content aller in einem Projekt
verbauten verarbeiteten Produkte 40 % im Jahr 2023 und steigt auf 55 % im Jahr 2026 (IRS, 2023). Die Produktionssubventionen fur
grinen Wasserstoff enthalten dagegen keine Domestic-Content-Bestimmungen fur die verwendeten Elektrolyseure (Internal Revenue Code

Title 26 Section 45V).
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Zieren. Beispielsweise gibt es empirische Evidenz
aus den USA, dass finanzierungsbeschrankte Un-
ternehmen, die an einem ihrer Standorte neue In-
vestitionsmaoglichkeiten erhalten, Kapital und Ar-
beit aus anderen Standorten abziehen und dorthin
verlagern (Giroud und Mueller, 2015). Das kdnnte
das in Europa verflgbare Kapital fur die grine
Transformation in der EU verknappen.

Eine Verlagerung von Produktionsstatten fuar Pro-
dukte zur granen Transformation in die USA kénnte

zudem mittelfristig dazu fuhren, dass Forschung
und Entwicklung ebenfalls verlagert werden. Dies
konnte die Innovationskraft Europas verringern. So
zeigen Fort et al. (2020), dass innerhalb von Unter-
nehmen die Innovationskraft in FUE-Standorten in
geografischer Nahe zu Produktionsstatten wesent-
lich starker ist als in FUE-Standorten in weiterer Ent-
fernung. Allerdings handelt es sich bei Innovationen
an neu errichteten Standorten zumeist um neue An-
wendungen vorhandener Verfahren sowie um Pro-

zessinnovationen (Gumpert et al., 2023).

N KASTEN 1
Markt fur Elektromobilitat diirfte durch den IRA in den USA, aber auch weltweit, wachsen

Mit dem IRA werden fUr den Zeitraum von 2023 bis 2032 Steuergutschriften fur E-Autos einge-
fuhrt, die beim Kauf oder Leasing von Neuwagen eine Forderung von bis zu 7 500 US-Dollar je
Auto vorsehen (Kramer, 2023). Die Anzahl an Autos, die tatsachlich fir die Férderung qualifiziert
sind, wird jedoch deutlich begrenzt durch weitere Kriterien wie den Hochstverkaufspreis flr
E-Autos in Hohe von 55 000 US-Dollar (ausgenommen sind Vans, Gelandewagen und Kleintrans-
porter, fur die eine Grenze von 80 000 US-Dollar gilt) und ein maximales Haushaltseinkommen,
bis zu dem die Kaufer die Subvention erhalten. Zudem gelten Anforderungen hinsichtlich des
Anteils der heimischen Produktion beziehungsweise der Produktion in einem Land, mit dem die
USA ein Freihandelsabkommen haben. Diese Anforderungen werden im Zeitverlauf strenger: Der
erforderliche Anteil bei der Batterieproduktion sowie bei den verbauten kritischen Rohstoffen
steigt von derzeit 50 % Jahr fir Jahr bis 2029 auf 100 % an. Zudem mussen die Fahrzeuge in
Nordamerika endmontiert werden (U.S. Congress, 2022).

Schatzungen zur Nutzung dieser Fordermittel und zum Effekt des IRA auf den Absatz von
E-Autos weichen erheblich voneinander ab. Aus der vom Congressional Budget Office geschatzten
Summe von 14,1 Mrd US-Dollar ergibt sich unter der Annahme einer maximal erzielbaren Forde-
rung mit 7 500 US-Dollar eine erwartete durchschnittliche jahrliche Férdermenge von gut
200 000 E-Autos (Berechnung basierend auf CBO, 2022). Bistline et al. (2023) schatzen deutlich
héhere Kosten von 390 Mrd US-Dollar bis 2031, was knapp 5,8 Millionen geférderten E-Autos
pro Jahr entspricht. Basierend auf dieser Schatzung wurde sich der Anteil der E-Autos an allen
verkauften Neuwagen von etwa 7 % im Jahr 2022 auf 44 % im Jahr 2030 erhéhen. Ohne IRA
rechnen die Autoren mit einem Anstieg auf 32 %. Die IEA (2023) schatzt unter Berlcksichtigung
aktuell implementierter PolitikmaRnahmen, inklusive des IRA, einen &hnlich hohen Anteil von
knapp 50 % im Jahr 2030. In der letzten Schatzung vor Verkindung des IRA wurde dagegen fur
2030 lediglich ein Anteil von 20 % E-Autos an allen Neuwagen in den USA erwartet (IEA, 2022c¢).

Auflerhalb der USA dirfte die IRA-Férderung ebenfalls zu einer Ausweitung des globalen Mark-
tes fUr E-Autos fuhren. So wurden fir das Jahr 2030 sowohl der erwartete Anteil von E-Autos an
allen Neuwagen in Europa von 40 % auf knapp 60 % als auch der projizierte globale Absatz an
E-Autos von 30 Millionen auf 40 Millionen aufwarts revidiert (IEA, 2022¢, 2023). Europa ware mit
10,5 Millionen abgesetzten E-Autos im Jahr 2030 weiterhin ein grofRerer Absatzmarkt als die USA
mit 8,2 Millionen verkauften E-Autos (IEA, 2023). Marktnahe Produktion durfte aufgrund hdherer
Transportkosten bei E-Autos von noch grofRerer Bedeutung sein als bei Autos mit Verbrennungs-
motor (Klier und Rubenstein, 2022).10 Zudem werden in der Automobilindustrie einzelne Markte
bislang meist aus einem einzigen markt- und modellspezifischen Produktionsland heraus bedient
(Head und Mayer, 2019). Daher durfte der IRA zwar zu einer Ausweitung der Produktion von

10Dje Transportkosten von E-Autos und Batterien sind héher als die von herkdmmlichen Verbrennerfahrzeugen und -motoren, zum einen

aufgrund des groReren Gewichts und zum anderen aufgrund der erhdhten Sicherheitsvorschriften wegen der grofReren Brandgefahr (Klier
und Rubenstein, 2022; Mayer und Vicard, 2023).
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E-Autos in Nordamerika fuhren, die Produktion in Europa jedoch kaum negativ beeinflussen.

Mit 30 % bis 40 % der Wertschdpfung sind Batterien ein zentraler Bestandteil der Wertschop-
fungskette von E-Autos (IEA, 2022c). Bislang wird die Batterieproduktion von China dominiert, mit
etwa 75 % der Produktion von Lithiumionenbatterien sowie ahnlich hohen Anteilen bei der Pro-
duktion chemischer Komponenten fur Batterien. Die im IRA enthaltenen Kaufpramien far
E-Autos schlieRen E-Autos mit Batterien aus, die Komponenten aus chinesischer Produktion ent-
halten, mit dem Ziel, unabhangiger von der chinesischen Batterieproduktion zu werden. Die An-
forderungen an den Anteil kritischer Materialien und produzierter Batterien, die aus heimischer
Produktion oder aus Staaten mit einem Freihandelsabkommen mit den USA stammen mussen,
verfolgen ebenfalls das Ziel, unabhangiger von China zu werden. Zum Aufbau US-amerikanischer
Produktion von Batteriezellen werden diese im Rahmen des Advanced Manufacturing Production
Tax Credit 45X mit 35 US-Dollar je Kilowattstunde und Batteriemodule mit 10 US-Dollar je Kilo-
wattstunde subventioniert (U.S. Congress, 2022). Aktuell verfligbare Batterien mit einer Speicher-
kapazitat von 100 Kilowattstunden werden somit mit bis zu 4 500 US-Dollar geférdert. Bei maxi-
maler Forderung kdnnen die Produktionskosten fur Batterien um ein Drittel sinken. Alternativ
kénnen Unternehmen, die kritische Mineralien verarbeiten, beim Anlagenbau eine Steuergut-
schrift von bis zu 30 % der Investition unter dem Advanced Energy Project Credit 48C beantragen
(U.S. Congress, 2022). Diese Anlagenforderung, die auch den Bau von Batteriefabriken subven-
tioniert, ist circa 3 bis 20 Mal hoéher als vergleichbare europaische Férderungen (FUE oder kom-
merzielles IPCEI oder EU-ETS-Innovationsfonds; VDMA, 2023).

Die Produktion von Batteriezellen durfte in den USA schnell ausgebaut werden und ausrei-
chen, um die Nachfrage lokal zu bedienen (Mehdi und Moerenhout, 2023). Es durfte jedoch
schwierig werden, die Anforderungen an die Herkunft kritischer Materialien zu erfullen. So ist zu
erwarten, dass die USA auf absehbare Zeit auf Importe von Anoden- und Kathodenmaterial, die
aktuell etwa 60 % bis 70 % der Wertschopfung von Batterien ausmachen, angewiesen sein wer-
den (Mehdi und Moerenhout, 2023). Trost und Dunn (2023) schatzen, dass bei maximaler Aus-
weitung der Rohstoffimporte aus Staaten mit Freihandelsabkommen, im Jahr 2027 rund 2,5 Mil-
lionen Batterien pro Jahr den Anforderungen des IRA genitigen wirden. Das durfte weniger als der
Halfte der in den USA verkauften E-Autos entsprechen. In einem Szenario mit geringerer Auswei-
tung der Importe rechnen die Autoren mit gut 1 Millionen Batterien pro Jahr. Da der Gberwiegende
Teil der Batterieproduktion nicht gefordert werden durfte, durfte es aufgrund des IRA nicht zu
umfassenden Produktionsverlagerungen in die USA kommen. Da die Kaufforderung fur E-Autos
ebenfalls diesen Anforderungen unterliegt, durften die Batterien, die mit kritischen Materialien
produziert werden, die aus Staaten kommen, mit denen die USA ein Freihandelsabkommen ha-
ben, in E-Autos verbaut werden, die in den USA verkauft werden. Die entsprechend geférderten
Batterien durften daher nicht in direktem Wettbewerb zu europaischen Batterien stehen. Fir die
Batteriewertschopfungskette in Europa konnte allerdings der Anstieg der Nachfrage nach kriti-
schen Materialien aus Staaten, mit denen die USA ein Freihandelsabkommen hat, problematisch
sein. Dies kdnnte die Diversifikationsbemuhungen europaischer Hersteller erschweren.
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Handlungsoptionen

Der Sachverstandigenrat teilt die von verschiede-
nen Seiten vorgetragenen Befurchtungen hinsicht-
lich des IRA nur eingeschrankt. Die Subventionen
im Rahmen des IRA selbst werden voraussichtlich
nur geringe gesamtwirtschaftliche Auswirkungen
auf die EU haben. Fir einzelne, zur Erreichung der
Klimaziele relevante, Industriezweige konnten die
Produktions- und Investitionszuschusse des IRA
den Anreiz verstarken, in den USA statt in der EU zu
investieren. Es ist allerdings zu erwarten, dass sich
die ohnehin bestehenden deutlichen Energiepreis-
unterschiede im Vergleich dazu starker auswirken.
Dadurch kdénnten einzelne Wirtschaftszweige ihre
derzeitige Wettbewerbsfahigkeit verlieren.

Subventionswettlauf vermeiden -
Fordersystem Uberarbeiten

Um die Wettbewerbsfahigkeit europaischer Unter-
nehmen zu starken, werden auch in der EU zusatz-
liche Subventionen als Antwort auf den IRA gefor-
dert. Ein Subventionswettlauf ware allerdings so-
wohl fur die USA als auch fur die EU mit erheblichen
Wohlfahrtseinbuflen verbunden und sollte daher
vermieden werden. In der EU soll die durch die IRA-
Subventionen intendierte Steuerungswirkung in
Richtung emissionsarmer Technologien in vielen
Bereichen bereits mit dem CO2-Emissionshandel er-
reicht werden. Ein Vergleich des Umfangs der For-
derprogramme ergibt zudem, dass die EU emissi-
onsarme Technologien bereits jetzt in vergleichba-
rem Umfang fordert wie die USA mit dem IRA. Aller-
dings konnte die Ausgestaltung der Foérderpro-
gramme in der EU angepasst werden. Die Steuerer-
leichterungen des IRA gehen mit einer hdheren
Planbarkeit fur die Unternehmen einher als die eu-
ropaischen Forderprogramme. Sie durften auch ei-
nen geringeren burokratischen Aufwand verursa-
chen als Subventionen, die im Antragsverfahren
vergeben werden. In der EU kdnnte bei bestehen-
den Programmen Uberpruft werden, wo die burokra-
tischen Hirden zur Inanspruchnahme von Subven-
tionen durch berechtigte Unternehmen reduziert
werden konnen. Die Mitgliedstaaten sollten sich bei
ihrer Reaktion abstimmen und so weit wie moglich
auf ein gemeinsames Vorgehen auf europaischer
Ebene verstandigen. Nationale Foérderprogramme
in Reaktion auf den IRA sollten nicht zu einem Bie-
terwettbewerb der einzelnen Mitgliedstaaten unter-

einander fuhren. Dies sollten die EU-Beihilferegeln
weiterhin sicherstellen.

Es kann zudem zielfUhrend sein, Fordermittel star-
ker an der Emissionsreduktion durch die geférder-
ten Aktivitdten auszurichten, etwa indem eine Zerti-
fizierung - so wie es in den USA im Fall der Forde-
rung von Wasserstoff geschieht - anhand des CO2-
Fuabdrucks von Aktivitaten und Produkten etab-
liert wird. Dies ist am besten kompatibel mit dem
europaischen Emissionshandel und reduziert die
regulatorische Unsicherheit und Komplexitat. Da
viele der Technologien, die fur die griune Transfor-
mation bendtigt werden, neu oder weiterentwickelt
werden mussen, sollte die Politik verstarkt Innova-
tionen in diesem Bereich fordern (JG 2020 Ziffern
436 ff.). DarUber hinaus kdnnte beispielsweise die
in Artikel 25 der Aligemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung (AGVO) der EU festgeschriebene Son-
derregelung fur die Forschungsforderung kleiner
und mittlerer Unternehmen im Rahmen der deut-
schen Forschungszulage genutzt werden (JG 2020
Ziffer 588).

Energieangebot ausbauen, um
Energiepreisdifferenz zu reduzieren

Da die Energiepreisunterschiede deutlich starkere
Auswirkungen auf die Standortattraktivitat Europas
haben durften als der IRA selbst, sollten Anstren-
gungen unternommen werden, um die Energie-
preise in Europa zu reduzieren. Dazu sollte das
Energieangebot durch einen beschleunigten Aus-
bau der erneuerbaren Energien erhdoht werden. (JG
2022 Ziffer 336). In Deutschland ist zeitnah der Zu-
bau wasserstofffahiger Gaskraftwerke notwendig
(Bundesregierung, 2023; EWK, 2023). Ebenso soll-
ten die Strom- und Wasserstoffinfrastruktur zeithah
ausgebaut und die nétigen Wasserstoffmengen be-
schafft werden, um die Gaskraftwerke spatestens
2035 klimaneutral betreiben zu kdénnen (JG 2022
Ziffern 340 und 519 f.). Auch sollten die Flexibilita-
ten und Speicherkapazitdten im Stromsystem er-
hoht sowie der Ausbau der Verteilnetze mit grofdt-
moglichem Tempo vorangetrieben werden (EWK,
2023; JG 2022 Kasten 17). Starkere Anreize zur
Flexibilisierung von Stromnachfrage und -angebot
sowie zum Ausbau des Stromangebots in Regionen
mit hoher Stromnachfrage konnten die Gesamtkos-
ten des Stromsystems senken. Dazu konnte eine
Reform der Struktur der Netzentgelte oder die Star-



11  Sachverstandigenrat Wirtschaft, Policy Brief 1/2023

kung regional differenzierter Preissignale, etwa
Uber eine Aufteilung des Marktgebietes in Preiszo-
nen, zielfhrend sein (EWK, 2023). Um die regula-
torische Unsicherheit zu reduzieren und somit die
Planungssicherheit zu erhdhen, ist es wichtig, zeit-
nah Entscheidungen im Rahmen der ,Plattform Kli-
maneutrales Stromsystem*® herbeizufuhren. Wei-
tere Handlungsoptionen auf nationaler Ebene wa-
ren beispielsweise die Ausweitung der fur erneuer-
bare Energien verfugbaren Flachen oder planungs-
rechtliche Verbesserungen (JG 2022 Ziffern
338 ff.). Zudem konnte die Stromsteuer auf das eu-
ropaische Minimum gesenkt werden (JG 2020 Zif-
fern 382 ff.).

Auf europaischer Ebene durften die im EU Green In-
dustrial Deal vorgesehenen Mafinahmen zur Ver-
einfachung und Beschleunigung von Planungsver-
fahren einen Beitrag zum beschleunigten Ausbau
der Erzeugungs- und Ubertragungsinfrastruktur
leisten (Europaische Kommission, 2023d). DarUber
hinaus ist eine Starkung der Kooperation der Mit-
gliedstaaten beim europaweiten Ausbau der Ener-
gieinfrastruktur notwendig. Dies wirde die Gesamt-
kosten des europaischen Energiesystems reduzie-
ren (JG 2022 Ziffern 529 ff.). Eine gemeinsame eu-
ropaische Beschaffung von (erneuerbaren) Energie-
importen kann aufgrund der gréferen Verhand-
lungsmacht der EU und durch Skaleneffekte eben-
falls kostensenkend wirken (Bauer et al., 2023; JG
2022 Ziffern 288 und 518).

Rohstoffversorgung sichern -
Handelsabkommen stérken

Der beschleunigte Ausbau erneuerbarer Energien
und die Ausweitung der Produktion von E-Autos im
Zuge des IRA durften die Verfugbarkeit von kriti-
schen Rohstoffen kurzfristig weiter verknappen.

Gleichzeitig durften die strikten Domestic-Content-
Regelungen flur kritische Rohstoffe deutliche An-
reize zum Ausbau der nordamerikanischen Roh-
stoffférderung setzen. Dadurch kdnnten sich neue
Maoglichkeiten zur Diversifizierung der europai-
schen Rohstoffversorgung ergeben. Allerdings
muss verhindert werden, dass es durch den IRA zu
einer Vertiefung der Abhangigkeit beim Bezug von
kritischen Rohstoffen aus China kommt, wenn in
den USA anséassige Firmen ihre Nachfrage nach
Rohstoffen aus anderen Bezugslandern stark erho-
hen. Daflr kdnnte es hilfreich sein, die Kooperation
im Rahmen der Minerals Security Partnership zu
vertiefen, einer Initiative, der die USA, die Europai-
sche Kommission sowie weitere entwickelte Volks-
wirtschaften angehdéren (JG 2022 Kasten 23).
Gleichzeitig sollten die Anreize zum Aufbau heimi-
scher Kapazitaten fir Rohstoffféorderung und fir
Rohstoffrecycling gestarkt werden, etwa im Rah-
men des EU Critical Raw Material Acts (JG 2022 Zif-
fern 524 ff.). Nicht zuletzt sollte die Rohstoffversor-
gung durch neue Abkommen mit rohstoffproduzie-
renden Staaten verbessert werden (JG 2022 Ziffern
514 ff.).

Darlber hinaus sollte die EU die Ratifizierung von
Handelsabkommen anstreben, die bereits ausver-
handelt sind (Mercosur) und laufende Verhandlun-
gen zugig vorantreiben (JG 2022 Ziffern 511 ff.).
Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund sinnvoll,
dass aktuelle Handelspartner der USA aufgrund der
Domestic-Content-Bestimmungen ebenfalls einen
Ruackgang der Exporte in die USA erleben durften.
Gleichzeitig sollte eine Wiederaufnahme der Ver-
handlungen Uber ein Freihandelsabkommen mit
den USA angestrebt werden, auch wenn ein Ab-
schluss dieser Verhandlungen erst in der langeren
Frist Wirkung zeigen wird.



12  Sachverstandigenrat Wirtschaft, Policy Brief 1/2023

Literatur

Aurubis (2022), Aurubis beschliefft 530 Mio. €-Inves-
titionspaket zur Beschleunigung von Wachs-
tum und Nachhaltigkeit, Pressemitteilung,
Hamburg, 20. Dezember.

Bae, S. (2009), The responses of manufacturing busi-
nesses to geographical differences in elec-
tricity prices, Annals of Regional Science 43,
453-472.

Bartekova, E. und T.H.W. Ziesemer (2019), The impact
of electricity prices on foreign direct invest-
ment: Evidence from the European Union,
Applied Economics 51 (11), 1183-1198.

Bauer, F. et al. (2023), The market ramp-up of renew-
able hydrogen and its derivatives - the role
of H2Global, FAU, eex, OTH und H2Global
Policy Paper, Friedrich-Alexander-Universitat
Erlangen-Nurnberg, European Energy Ex-
change AG, Ostbayerische Technische
Hochschule und H2Global, Nurnberg, Leip-
zig, Regensburg und Hamburg.

Bistline, J., N. Mehrotra und C. Wolfram (2023), Eco-
nomic implications of the climate provisions
of the Inflation Reduction Act, NBER Working
Paper 31267, National Bureau of Economic
Research, Cambridge, MA.

Bundesregierung (2023), Gaskraftwerke in Deutsch-
land, Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU,
Drucksache 20/5400, Deutscher Bundes-
tag, Berlin, 25. Januar.

CBO (2022), Estimated budgetary effects of public law
117-169, to provide for reconciliation pursu-
ant to title Il of S. Con. Res. 14, Cost Esti-
mate September 7, 2022, Congressional
Budget Office, Washington, DC.

Credit Suisse (2022), Treeprint: US Inflation Reduc-
tion Act, ESG Report, Zurich.

Egerer, J., N. Farhang-Damghani, V. Grimm und P.
Runge (2023a), The industry transformation
from fossil fuels to hydrogen will reorganize
value chains: Big picture and case studies
for Germany, SSRN Scholarly Paper
4390325, Social Science Research Net-
work, Rochester, NY.

Egerer, J., V. Grimm, K. Niazmand und P. Runge
(2023b), The economics of global green am-
monia trade - “Shipping Australian wind and
sunshine to Germany”, Applied Energy 334,
120662.

EIA (2023), AEO2023 Issues in focus: Inflation Reduc-
tion Act cases in the AEO2023, U.S. Energy

Information Administration, Washington,

DC.
Europaische Kommission (2023a), Recovery and Re-
silience Scoreboard, https://ec.eu-

ropa.eu/economy_finance/recovery-and-re-
silience-scoreboard/index.html?lang=en,
abgerufen am 14.4.2023.

Europaische Kommission (2023b), Innovation fund
projects, https://climate.ec.europa.eu/eu-
action/funding-climate-action/innovation-
fund/innovation-fund-projects_en, abgeru-
fen am 24.6.2023.

Europaische Kommission (2023c), Important Projects
of Common European Interest (IPCEI),
https://competition-policy.ec.eu-
ropa.eu/state-aid/legislation/modernisa-
tion/ipcei_en, abgerufen am 24.6.2023.

Europaische Kommission (2023d), Communication: A
Green Deal industrial plan for the net-zero
age, COM(2023) 62 final, Brussel.

EWK (2023), Stellungnahme zum Strommarktdesign
und dessen Weiterentwicklungsmdglichkei-
ten, Februar 2023, A. Loschel, V. Grimm,
F.C. Matthes und A. Weidlich, Expertenkom-
mission zum Monitoring-Prozess ,Energie
der Zukunft, Berlin, Bochum, Freiburg,
NUrnberg.

Fort, T.C., W. Keller, P.K. Schott, S. Yeaple und N. Zolas
(2020), Colocation of production and inno-
vation: Evidence from the United States,
Working Paper.

Giroud, X. und H.M. Mueller (2015), Capital and labor
reallocation within firms, Journal of Finance
70 (4), 1767-1804.

von Graevenitz, K. und E. Rottner (2022), Do manu-
facturing plants respond to exogenous
changes in electricity prices? Evidence from
administrative micro-data, ZEW Discussion
Paper 22-038, Leibniz-Zentrum fur Europa-
ische Wirtschaftsforschung, Mannheim.

von Graevenitz, K., E. Rottner und A. Gerster (2023),
Bruckenstrompreis: Fehler aus der Vergan-
genheit fortfUhren?, ZEW policy brief 06,
Leibniz-Zentrum fUr Europaische Wirt-
schaftsforschung, Mannheim.

Greive, M., M. Koch, A. Meiritz, J. Olk und C. Volkery
(2023), Subventionsprogramm: USA ma-
chen erste Zugestéandnisse im Batterie-
Streit - Scholz zu Gesprachen in Washing-
ton eingetroffen,



13  Sachverstandigenrat Wirtschaft, Policy Brief 1/2023

https://www.handelsblatt.com/politik/in-
ternational/subventionsprogramm-usa-ma-
chen-erste-zugestaendnisse-im-batterie-
streit-scholz-zu-gespraechen-in-washington-
eingetroffen/29014704.html,  abgerufen
am 3.3.2023.

Gruber, H. (1998), Learning by doing and spillovers:
Further evidence for the semiconductor in-
dustry, Review of Industrial Organization 13
(6),697-711.

Gumpert, A., K. Manova, C. Rujan und M. Schnitzer
(2023), Multinational firms and global inno-
vation, mimeo.

Head, K. und T. Mayer (2019), Brands in motion: How
frictions shape multinational production,
American Economic Review 109 (9), 3073-
3124.

Holzhausen, A. (2023), A Faustian bargain: Europe’s
answers to the US IRA, Special Report 07
February 2023, Allianz Research, Mlnchen.

IEA (2023), Global EV Outlook 2023, Internationale
Energieagentur, Paris.

IEA (2022a), Global Hydrogen Review 2022, Interna-
tionale Energieagentur, Paris.

IEA (2022h), Electrolysers: Analysis,
https://www.iea.org/reports/electrolysers,
abgerufen am 8.5.2023.

IEA (2022c), Global EV Outlook 2022: Securing sup-
plies for an electric future, Internationale En-
ergieagentur, Paris.

IRS (2023), Domestic content bonus credit guidance
under Sections 45, 45Y, 48, and 48E, Notice
2023-38, Internal Revenue Service, Wash-
ington, DC.

Irwin, D.A. und P.J. Klenow (1994), Learning-by-doing
spillovers in the semiconductor industry,
Journal of Political Economy 102 (6), 1200-
1227.

IWF (2023), Primary Commodity Prices Database
(PCPS), https://www.imf.org/en/Re-
search/commodity-prices, abgerufen am
12.6.2023.

Kleimann, D. et al. (2023), How Europe should answer
the US Inflation Reduction Act, Policy Contri-
bution 04/23, Bruegel, Brussel.

Klier, T.H. und J.M. Rubenstein (2022), North Amer-
ica’s rapidly growing electric vehicle market:
Implications for the geography of automo-
tive production, Economic Perspectives 5 /
2022, Federal Reserve Bank of Chicago.

Kramer, M. (2023), Europa im Wettbewerb um die
grune Transformation, Audit Committee
Quarterly 1/2023, 82-83.

Leggett, J.A. und J.L. Ramseur (2022), Inflation Reduc-
tion Act of 2022 (IRA): Provisions related to
climate change, CSR Report R47262, Con-
gressional Research Service, Washington,
DC.

von der Leyen, U. (2022), Speech by the President:
College of Europe in Bruges, Rede, College
of Europe, Brligge, 4. Dezember.

Mayer, T. und V. Vicard (2023), L'Inflation reduction
act américain : un danger pour la production
automobile hexagonale ?,
http://www.cepii.fr/BLOG/bi/post.asp?ID-
communique=977, abgerufen am
3.5.2023.

Mehdi, A. und T. Moerenhout (2023), The IRA and the
US battery supply chain: Background and
key drivers, Commentary June 8, 2023, Cen-
ter on Global Energy Policy at Columbia Uni-
versity, New York, NY.

Melick, W.R. (2014), The energy boom and manufac-
turing in the United States, FRB Interna-
tional Finance Discussion Paper 1108,
Board of Governors of the Federal Reserve
System, Washington, DC.

NWR (2022), Einschatzung zum Inflation Reduction
Act, Stellungnahme, Nationaler Wasserstoff-
rat, Berlin.

OECD (2023), OECD-Wirtschaftsberichte: Deutsch-
land 2023, OECD Publishing, Organisation
fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, Paris.

Roy, N., D. Burtraw und K. Rennert (2022), Retail elec-
tricity rates under the Inflation Reduction Act
of 2022, RFF Issue Brief 22-07, Resources
for the Future.

Sato, M. und A. Dechezleprétre (2015), Asymmetric in-
dustrial energy prices and international
trade, Energy Economics 52, S130-S141.

The White House (2023), Inflation Reduction Act
Guidebook: Building a clean energy econ-
omy, Version 2, January 2023, Washington,

DC.
The White House (2022), By the numbers: The Infla-
tion Reduction Act,

https://www.whitehouse.gov/briefing-
room/statements-re-
leases/2022/08/15/by-the-numbers-the-
inflation-reduction-act/, abgerufen am
24.6.2023.



14  Sachverstandigenrat Wirtschaft, Policy Brief 1/2023

Trost, J.N. und J.B. Dunn (2023), Assessing the feasi- Pressemitteilung, Wolfsburg/ Salzgitter, 13.
bility of the Inflation Reduction Act’s EV criti- Marz.
cal mineral targets, Nature Sustainability, White, S., G. Chazan, R. Milne, A. Bounds und S. Flem-
1-5. ing (2022), European industry pivots to US
U.S. Congress (2022), Inflation Reduction Act of 2022, as Biden subsidy sends ‘dangerous signal’,
H.R.5376, 16. August. https://www.ft.com/content/59a8d135-
VDMA (2023), EU-Reaktion auf den Inflation Reduc- 3477-4d0a-8d12-20c7ef94be07, abgeru-
tion Act im Bereich der Klima-Transformati- fen am 27.3.2023.
onstechnologien, Diskussionspapier Feb- Wolverton, A., R. Shadbegian und W. Gray (2022), The
ruar 2023, VDMA Competence Center U.S. manufacturing sector’'s response to
Klima&Energie, Frankfurt am Main. higher electricity prices: Evidence from

Volkswagen Group (2023), Volkswagen Konzern ver- state-level renewable portfolio standards,
starkt Aktivitdten in Nordamerika: Kanada NBER Working Paper 30502, National Bu-

wird Standort fiir erste Gigafabrik der Batte- reau of Economic Research, Cambridge, MA.
rie-Tochter PowerCo SE aufierhalb Europas,

Impressum

Sachverstandigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
¢/o Statistisches Bundesamt

65180 Wiesbaden

Tel.: 0049 611 / 75 2390

E-Mail: info@svr-wirtschaft.de

Internet: www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de

Erschienen im Juli 2023
Abgeschlossen am 12. Juli 2023, 18:00 Uhr

© Sachverstandigenrat




	Der Inflation Reduction Act: Ist die neue US-Industriepolitik eine Gefahr für Europa?
	Das Wichtigste in Kürze
	Energiesubventionen wirken über niedrigere Produktionskosten in die Realwirtschaft
	Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen durch US-Energiekostensenkungen dürften gering ausfallen
	Einzelne Industriezweige könnten vom IRA stärker betroffen sein
	Handlungsoptionen
	Subventionswettlauf vermeiden – Fördersystem überarbeiten
	Energieangebot ausbauen, um Energiepreisdifferenz zu reduzieren
	Rohstoffversorgung sichern – Handelsabkommen stärken

	Literatur




